
  

Anzug betreffend Überprüfung der Folgen des neuen Verkehrsregimes in der Innerstadt 15.5133.01 
 

Der Grosse Rat hat seinerzeit die gesetzlichen Grundlagen beschlossen, auf deren Basis der Regierungsrat die 
heute geltende Regelung des Individualverkehrs in der lnnerstadt erlassen hat. Im Zuge der Beratungen im 
Grossen Rat war wohl niemandem bis ins letzte Detail bewusst, wer alles in welcher Art von den neuen Regeln 
betroffen sein würde. So war es im Vorfeld zum Beispiel kein Thema, dass Reisebusse mit Gästen für 
Restaurants im lnnerstadt-Perimeter nicht vorfahren dürfen. Ebenso wenig war die Rede von Limousinen mit 
Chauffeuren, die nicht einfahren dürfen oder von den Nicht-Notfall-Fahrten der Blaulicht-Organisationen. Auch 
den Bedürfnissen der lnnerstadt-Bewohnerinnen und –Bewohnern wurde nicht gebührend Beachtung geschenkt. 
Die Praxis der ersten Zeit des neuen Regimes zeigt, dass zum Teil seltsame und auch ungewollte Vorschriften 
oder Auslegungen bestehen, die nicht bewusst beschlossen worden sind. 

Nicht befriedigend geregelt sind etwa die Zu- und Wegfahrten zu Arztpraxen in der lnnerstadt, obwohl dies von 
der ärztlichen Standesvertretung frühzeitig angesprochen wurde. Und das nahezu schnitzelbankreife Vorgehen 
gegenüber Fasnachtswagen zeigt, dass man bei der Ausarbeitung der Vorschriften nicht einmal an diese in Basel 
doch sehr wichtige Zeit gedacht hat. 

Schwierig ist diese Situation auch für die Mitarbeitenden der Verwaltung, die von Betroffenen der Regelung um 
Ausnahmebewilligungen angefragt werden. Auch die Mitarbeitenden der Polizei, welche diese Regelung 
durchsetzen müssen, sind nicht selten in unangenehmen Situationen; sie sind oft Anlaufstelle verärgerter 
Verkehrsteilnehmer. Aber auch Gastgewerbe-Betriebe und der Detailhandel sind betroffen, müssen sie doch 
auch gegenüber Gästen und Kunden Auskunft geben können über die nicht leicht überschaubaren 
Verkehrsregeln. 

Seit der Inkraftsetzung der neuen Regeln sind verschiedene nicht beabsichtigte Nebenwirkungen bekannt 
geworden. Auswirkungen, die Betroffenen mehr schaden als dass sie der Allgemeinheit nutzen. Hier sind nach 
den konkreten Erfahrungen möglichst umgehend Verbesserungen vorzunehmen. 

In diesem Zusammenhang bitten die Unterzeichnenden den Regierungsrat, zu prüfen und zu berichten: 

− Welche Verbesserungen des Zufahrtsregimes auf der Basis der Erfahrungen mit der neuen 
Verkehrsregelung der Regierungsrat vornehmen will. 

− Welche nicht spezifisch bedachten Zufahrts-Situationen seit Erlass der Verordnung zu Problemen führten 
und wie diese bis zu einer Überarbeitung der Verordnung mit Ausnahmebewilligungen gelöst werden 
können. 
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